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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1960 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung der 
zoll- und steuerrechtlichen Bestimmungen des 
in London am 19. Juni 1951 Unterzeichneten 
Abkommens zwischen den Parteien des Nord- 
atlantikvertrages über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen und des in Bonn am 3. August 
1959 Unterzeichneten Zusatzabkommens hier- 
zu hinsichtlich der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland stationierten ausländischen 
Truppen (Truppenzollgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der zoll- und steuerrechtlichen Bestimmungen 
des in London am 19. Juni 1951 Unterzeichneten Abkommens 
zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen und des in Bonn am 3. August 
1959 Unterzeichneten Zusatzabkommens hierzu hinsichtlich der 
in der Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländischen 

Truppen 

(T ruppenzollgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Begriffsbestimmungen 

§ 1 

In diesem Gesetz bedeutet der Ausdruck: 

1. „NATO-Truppenstatut" das am 19. Juni 1951 
in London Unterzeichnete Abkommen zwischen 
den Parteien des Nordatlantikvertrages über 
die Rechtsstellung ihrer Truppen. 

2. „Zusatzabkommen" das am 3. August 1959 in 
Bonn Unterzeichnete Zusatzabkommen zu dem 
Abkommen zwischen den Parteien des Nord- 
atlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland stationierten ausländischen 
Truppen. 

3. „Ausländische Truppen" die Truppen und das 
zivile Gefolge im Sinne von Artikel I Abs. 1 
Buchstaben a und b des NATO-Truppenstatuts. 

4. „Mitglieder der ausländischen Truppen" 

— die zum Personal einer ausländischen 
Truppe oder eines zivilen Gefolges gehö- 
renden Einzelpersonen, 

— die Angehörigen dieser Personen im Sinne 
von Artikel I Abs. 1 Buchtstabe c des 
NATO-Truppenstatuts in Verbindung mit 
Artikel 2 Abs. 2 des Zusatzabkommens. 

ZWEITER TEIL 

Gestellung von Waren, die aus dem Besitze der 
ausländischen Truppen oder ihrer Mitglieder 
stammen 

§ 2 

Gestellungspflichtige Waren 

(1) Die folgenden Waren sind ohne Rücksicht 
darauf, ob sie Zollgut oder Freigut sind, unverzüg- 
lich der zuständigen Zollstelle zu gestehen: 


1. Waren, deren unmittelbaren Besitz Per- 
sonen, die nicht Mitglieder der ausländi- 
schen Truppen sind, im Zollgebiet von den 
ausländischen Truppen oder ihren Mitglie- 
dern erlangen. Zur Gestellung verpflichtet 
ist derjenige, der den Besitz erlangt. 

2. Gefundene oder herrenlose Waren, die er- 
kennbar aus dem Besitze der ausländischen 
Truppen oder ihrer Mitglieder stammen, 
wenn sie nicht unverzüglich dem früheren 
Besitzer zurückgegeben werden. Zur Ge- 
stellung verpflichtet ist derjenige, der die 
Ware an sich nimmt. Er darf gefundene 
Waren, statt sie zu gestehen, an die nach 
den allgemeinen Vorschriften hierfür zu- 
ständige öffentliche Behörde oder Ver- 
kehrsanstalt abliefern. In diesem Fall hat 
die Behörde oder Verkehrsanstalt die ge- 
fundenen Waren der zuständigen Zoll- 
stelle zu gestehen, bevor sie sie anderen 
Personen als dem Verlierer oder den zu- 
ständigen Behörden der ausländischen 
Truppen übergibt. 

3. Waren, die im unmittelbaren Besitze 
einer Person verbleiben, welche die 
Rechtsstellung eines Mitglieds der auslän- 
dischen Truppen verloren hat. Das gleiche 
gilt für Waren, die in ihrem mittelbaren 
Besitze verbleiben und nicht vom unmittel- 
baren Besitzer nach der Übergabe gemäß 
Nummer 1 gesteht worden sind. Zur Ge- 
stellung verpflichtet ist das ehemalige 
Mitglied der ausländischen Truppen. 

(2) Zuständige Zollstelle im Sinne des Absatzes 1 
ist die Zollstelle, in deren Bezirk sich die Waren 
beim Besitzerwerb befinden. Bei Waren, die inlän- 
dischen Unternehmern zur Veredelung einschließ- 
lich der Ausbesserung übergeben werden, ist die 
Zollstelle zuständig, in deren Bezirk der Betrieb 
liegt, der die Veredelungsarbeiten ausführt. Im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 3 ist die Zollstelle zustän- 
dig, in deren Bezirk das ehemalige Mitglied der 
ausländischen Truppen seinen Wohnsitz oder ge- 
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wohnlichen Aufenthalt hat. Das Hauptzollamt, das 
der zuständigen Zollstelle übergeordnet ist, kann 
die Gestellung bei einer anderen Zollstelle zulassen, 
erforderlichenfalls im Einvernehmen mit dem die- 
ser Zollstelle übergeordneten Hauptzollamt. 

§ 3 

Von der Gestellung befreite Waren 

(1) Von der Gestellung nach § 2 Abs. 1 sind be- 
freit: 

1.. Waren des freien Verkehrs, die von den 
ausländischen Truppen oder ihren Mit- 
gliedern nach Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder sonstigen Besitzmittlungsver- 
hältnisses oder auf Grund eines Rücktritts 
von einem Vertrage, auf Grund einer Ge- 
währleistungspflicht für Mängel oder zum 
Umtausch zurückgegeben werden. Ver- 
brauchsteuerbare Waren, die von einem 
Herstellungsbetrieb unter Befreiung von 
der Verbrauchsteuer gemäß Artikel 33 
Abs. 1 des Vertrages über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 
321),. Artikel 3 des Abkommens über die 
steuerliche Behandlung der Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder (Bundesgesetzbl. 
1955 II S. 469) oder Artikel 79 des Zusatz- 
abkommens an die ausländischen Truppen 
geliefert worden sind und von diesen zu- 
rückgegeben werden, hat der Inhaber des 
Herstellungsbetriebes bei der für seinen 
Betrieb zuständigen Zollstelle anzumelden. 

2. Waren, deren unmittelbarer Besitz ledig- 
lich zum Zwecke der Beförderung über- 
tragen wird; die Befreiung gilt jedoch 
nicht für Waren, die Gegenstand des 
Schleichhandels sind und bei denen der 
Bundesminister der Finanzen die Befreiung 
von der Gestellung durch Rechtsverord- 
nung ausgeschlossen hat. 

Wird eine von der Gestellung befreite 
Ware ordnungsmäßig an den Empfänger 
abgeliefert, so ist sie von diesem zu ge- 
stellen, sofern er nicht den ausländischen 
Truppen angehört oder aus anderen Grün- 
den zur Gestellung nicht verpflichtet ist. 
Die Ware ist vom Beförderer zu gestellen, 
wenn er sie weder dem Empfänger noch 
dem Absender aushändigt. 

3. Waren, deren unmittelbarer Besitz ledig- 
lich zum Zwecke der Verwahrung über- 
tragen wird; die Befreiung gilt jedoch 
nicht für Waren, die Gegenstand des 
Schleichhandels sind und bei denen der 
Bundesminister der Finanzen die Befreiung 
von der Gestellung durch Rechtsverord- 
nung ausgeschlossen hat. 

Wird eine von der Gestellung befreite 
Ware nach Beendigung des Verwahrungs- 


verhältnisses nicht an die ausländischen 
Truppen oder ihre Mitglieder zurückgege- 
ben, so ist sie vom Verwahrer zu gestel- 
len. Händigt eine öffentliche Verwahrungs- 
stelle, die in ihrem Geschäftsbetriebe die 
Person des Hinterlegers nicht festzustellen 
pflegt (z. B. Gepäckaufbewahrungsstellen 
der Eisenbahn, Theatergarderoben), die 
Ware einer nicht zu den ausländischen 
Truppen gehörenden Person aus, die 
sich als berechtigt ausweist, so ist sie von 
dieser Person zu gestellen. 

4. übliche Geschenke persönlicher oder häus- 
licher Art in nicht zum Handel geeigneten 
Mengen, deren unmittelbaren Besitz Mit- 
glieder der ausländischen Truppen ande- 
ren Personen übertragen. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen kann jedoch durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß Waren, 
die Gegenstand des Schleichhandels sind, 
dann zu gestellen sind, wenn der Be- 
schenkte bereits eine bestimmte Menge 
gleichartiger Waren im Besitz hat, für die 
die Eingangsabgaben nicht entrichtet sind. 

5. Waren im Besitze einer Person, die die 
Rechtsstellung eines Mitglieds der auslän- 
dischen Truppen verloren hat, sofern diese 
Waren im Falle der Einfuhr als Reisegerät 
oder zum Reiseverbrauch gemäß § 69 
Abs. 1 Nr. 25 des Zollgesetzes zollfrei 
wären. 

6. Sonstige Waren, die der Bundesminister 
der Finanzen durch Rechtsverordnung ent- 
sprechend einem bestehenden Bedürfnis 
von der Gestellung befreit hat. 


(2) Sind die gemäß Absatz 1 Nr. 4 bis 6 von der 
Gestellung befreiten Waren Zollgut, so treten sie 
mit der Erlangung des unmittelbaren Besitzes, im 
Falle der Nummer 5 mit dem Ausscheiden der be- 
treffenden Person aus den ausländischen Truppen, 
ohne Zollabfertigung und ohne Erhebung der Ein- 
gangsabgaben in den freien Verkehr. Eine Ver- 
brauchsteuerschuld gemäß § 17 Abs. 2 entsteht hin- 
sichtlich der genannten Waren nicht. 

Sind Waren gemäß Absatz 1 Nr. 6 unter der Vor- 
aussetzung von der Gestellung befreit, daß der Be- 
sitz dieser Waren nur vorübergehend mit der Ver- 
pflichtung zur Rückgabe übertragen wird, so hat 
die Übergabe die gleiche Wirkung, als ob die Wa- 
ren zu einem Zollvormerkverkehr abgefertigt 
wären, bei dem die Entnahme in den freien Ver- 
kehr ohne zollamtliche Mitwirkung ausgeschlossen 
ist. Die damit entstandene bedingte Einfuhrzoll- 
fschuld fällt weg, wenn die Waren dem früheren 
Besitzer zurückgegeben oder der zuständigen Zoll- 
stelle gestellt werden oder unter gehen; sie wird 
unbedingt, wenn die Waren veräußert oder sonst 
in den freien Verkehr entnommen werden. Zoll- 
schuldner ist derjenige, dem die ausländischen 
Truppen oder ihre Mitglieder den unmittelbaren 
Besitz der Waren übergeben. 
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§ 4 

Befreiung von der Gestellung bei Veredelungs- 
und Ausbesserungsgut 

(1) Von der Gestellung nach § 2 Abs. 1 sind be- 
freit: 

1. Waren, deren Besitz die ausländischen 
Truppen einem inländischen Unternehmer 
übertragen, um sie in ihrem Aufträge ver- 
edeln oder ausbessern zu lassen, wenn es 
sich um gelegentliche Arbeiten handwerk- 
licher Art handelt. 

2. Waren des persönlichen oder häuslichen 
Gebrauchs, deren Besitz die Mitglieder der 
ausländischen Truppen einem inländischen 
Unternehmen übertragen, um sie in ihrem 
Aufträge veredeln oder ausbessern zu las- 
sen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch Rechts- 
verordnung die Befreiung von der Gestellung bei 
bestimmten Waren ausschließen, wenn dies zur Ver- 
hütung von volkswirtschaftlichen oder finanziellen 
Nachteilen erforderlich ist. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Waren bestimm- 
ter Art von der Gestellung nach § 2 Abs. 1 zu be- 
freien, deren Besitz die ausländischen Truppen 
einem inländischen Unternehmer übertragen, um 
sie in ihrem Aufträge in bestimmter Weise aus- 
bessern zu lassen. 

(3) Sind die nach den Absätzen 1 und 2 von der 
Gestellung befreiten Waren Zollgut, so gelten sie 
mit der Übergabe an den Unternehmer als zu einem 
Zollvormerkverkehr abgefertigt, bei dem die Ent- 
nahme des Zollguts in den freien Verkehr ohne zoll- 
amtliche Mitwirkung ausgeschlossen ist. Die Bewilli- 
gung eines Zollveredelungsverkehrs ist nicht erfor- 
derlich. Zollschuldner der bedingten Einfuhrzoll- 
schuld ist der Unternehmer. Die bedingte Zollschuld 
fällt weg mit der Übergabe der veredelten Waren 
und Abfälle an die zuständige Dienststelle oder 
das beteiligte Mitglied der ausländischen Truppen, 
mit der Gestellung bei der zuständigen Zollstelle 
oder dem Untergang des Zollguts. * 

(4) Der Unternehmer unterliegt der Steuerauf- 
sicht. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß Abfälle, die bei 
der Veredelung oder Ausbesserung der in den Ab- 
sätzen 1 und 2 genannten Waren anfallen und dem 
Unternehmer überlassen werden, ohne Zollabferti- 
gung und ohne Erhebung der Eingangsabgaben in 
den freien Verkehr treten, wenn sie einen bestimm- 
ten Wert nicht übersteigen. 

§ 5 

Zulassung der Anmeldung anstelle der Gestellung 

(1) Das Hauptzollamt, das der zuständigen Zoll- 
stelle übergeordnet ist, kann Personen, denen die 
ausländischen Truppen oder ihre Mitglieder regel- 


mäßig den unmittelbaren Besitz an gleichartigen 
Waren übertragen, auf ihren Antrag von der Pflicht 
zur Gestellung der Waren gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 
unter der Bedingung befreien, daß sie die Waren der 
Zollstelle anmelden und die vom Hauptzollamt er- 
lassenen Überwachungsbestimmungen einhalten. 

(2) Sind diese Waren Zollgut, so entsteht mit 
der Übertragung des unmittelbaren Besitzes die 
Einfuhrzollschuld unbedingt, wenn die Waren dem 
Besitzer zu Eigentum übertragen werden. Wird der 
Besitz nur vorübergehend mit der Verpflichtung zur 
Rückgabe oder zur Weiterveräußerung für Rechnung 
des Auftraggebers übertragen, so hat die Übergabe 
die gleiche Wirkung, als ob die Waren zu einem 
Zollvormerkverkehr abgefertigt wären. Die damit 
entstandene bedingte Einfuhrzollschuld fällt weg, 
wenn die Waren dem Auftraggeber zurückgegeben 
oder der zuständigen Zollstelle gestellt werden oder 
untergehen; sie wird unbedingt, wenn die Waren 
veräußert oder sonst in den freien Verkehr ent- 
nommen werden. Zollschuldner ist derjenige, dem 
die ausländischen Truppen oder ihre Mitglieder den 
unmittelbaren Besitz der Waren übertragen. 

(3) Sind die Waren verbrauchsteuerbares Frei- 
gut, so gelten die Vorschriften des Absatzes 2 sinn- 
gemäß für eine gemäß § 17 Abs. 2 entstandene 
Verbrauchsteuerschuld. 

(4) Das Hauptzollamt kann die Vergünstigung 
im Falle des Mißbrauchs widerrufen, insbesondere 
wenn der Begünstigte oder die Person, deren er 
sich zur Erfüllung seiner Pflichten bedient, die Pflicht 
zur Anmeldung oder zur Beachtung der Über- 
wachungsbestimmungen schuldhaft verletzen. 

§ 6 

Befreiung der Mitglieder der ausländischen Truppen 
von der Verpflichtung gemäß Artikel 66 Abs. 4 des 
Zusatzabkommens 

Soweit Waren gemäß den §§ 3 oder 4 von der 
Gestellung befreit sind, sind die Mitglieder der aus- 
ländischen Truppen von der Verpflichtung befreit, 
gemäß Artikel 66 Abs. 4 Satz 2 des Zusatzabkom- 
mens die zuständigen deutschen Behörden vor der 
Verfügung über die Waren zu benachrichtigen und 
ihre Genehmigung einzuholen. Das gleiche gilt, 
wenn sie Waren, die vom Bundesminister der Fi- 
nanzen durch Rechtsverordnung näher bestimmt 
sind, an Personen veräußern oder zur Weiterver- 
äußerung übergeben, die das Hauptzollamt gemäß 
§ 5 von der Verpflichtung zur Gestellung befreit 
hat. 

' § 7 

Haftung für die Abgabe bei Verletzung 
der Gestellungspflicht 

Wer Waren entgegen den Vorschriften dieses Ge- 
setzes nicht gestellt, haftet, wenn er nicht selbst 
Abgabenschuldner ist, für den Betrag, in dessen 
Höhe Zoll- und Steuereinnahmen verkürzt oder Zoll- 
un;l Steuervergünstigungen zu Unrecht gewährt 
oder belassen werden. 
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DRITTER TEIL 

Abgabenrechtliche Behandlung von Waren, die 
aus dem Besitze der ausländischen Truppen 
oder ihrer Mitglieder stammen 

§ 8 

Gestellte Waren 

(1) Die Zollstelle überläßt dem Beteiligten die 
gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes gestell- 
ten Waren zur freien Verfügung, wenn festgestellt 
wird, daß sie aus dem freien Verkehr des deut- 
schen Zollgebiets stammen und daß für sie Befrei- 
ung oder Vergütung von Zöllen, Verbrauchsteuern 
und Monopolabgaben einschließlich der für Brannt- 
wein bei der Ausfuhr vorgesehenen Preisvergün- 
stigungen nicht gewährt worden sind. 

(2) Wird bei einer verbrauchsteuerbaren Ware 
festgestellt, daß sie Freigut ist, ohne daß jedoch 
festgestellt werden kann, daß den ausländischen 
Truppen dafür die in § 17 Abs. 1 genannte Befrei- 
ung von der Verbrauchsteuer nicht gewährt worden 
ist, so unterliegt sie der Verbrauchsteuer gemäß 
§ 17 Abs. 2. Beantragt der Beteiligte, ihm die Ware 
zur freien Verfügung zu überlassen, so wird die ge- 
mäß § 17 Abs. 2 Nr. 1 entstehende Verbrauchsteuer- 
schuld festgestellt und ihm mit der Aufforderung 
zur Zahlung mündlich oder schriftlich mitgeteilt. Die 
Ware wird dem Beteiligten erst überlassen, wenn 
die Abgaben entrichtet, gestundet oder aufgescho- 
ben sind. Wird der Steuerbetrag nicht rechtzeitig 
entrichtet und wird auch nicht Stundung oder Zah- 
lungsaufschub gewährt, so gilt der Antrag auf Über- 
lassung der Ware zur freien Verfügung als nicht ge- 
stellt. Ist die Ware dem Beteiligten nur vorüber- 
gehend mit der Verpflichtung zur Rückgabe über- 
geben worden (z. B. zur Bearbeitung oder Verarbei- 
tung), so überläßt ihm die Zollstelle die Ware auf 
seinen Antrag zu dem angegebenen Zwecke. Hier- 
durch entsteht die Verbrauchsteuerschuld bedingt. 
Sie fällt weg mit der Rückgabe der Ware oder der 
daraus hergestellten Erzeugnisse und etwaiger Ab- 
fälle. Der Beteiligte hat auf Erfordern Sicherheit zu 
leisten und unterliegt der Steueraufsicht. Er hat der 
Zollstelle binnen einer bestimmten Frist die Rück- 
gabe der Ware oder der daraus hergestellten Er- 
zeugnisse und der entstandenen Abfälle oder ihren 
Untergang nachzuweisen oder sie wiederzugestel- 
len. Andernfalls hat er die Abgaben zu entrichten. 

(3) Waren, bei denen nicht festgestellt werden 
kann, daß sie Freigut sind, sind als Zollgut nach 
den allgemeinen Vorschriften des Zollrechts zu be- 
handeln, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist. Die Waren unterliegen den für die Ein- 
fuhr gleichartiger Waren geltenden Einfuhrverboten 
und -beschränkungen. 

§ 9 

Nicht gestellte Waren 

(1) Waren, die entgegen den Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht gestellt worden sind oder die dem 
Besitze der ausländischen Truppen oder ihrer Mit- 


glieder oder der Personen, die die Waren für diese 
befördern oder verwahren, ohne deren Willen ent- 
zogen worden sind, oder über die die Mitglieder 
der ausländischen Truppen unter Verletzung der 
Vorschriften des Artikels 66 Abs. 4 des Zusatzab- 
kommens in Verbindung mit § 6 dieses Gesetzes 
verfügt haben, sind, wenn nicht festgestellt wird, 
daß sie Freigut sind, als Zollgut zu behandeln, über 
das vorschriftswidrig verfügt worden ist (§ 45 Abs. 1 
Nr. 2 des Zollgesetzes). 

(2) Wird bei einer in Absatz 1 bezeichneten ver- 
brauchsteuerbaren Ware festgestellt, daß sie Frei- 
gut ist, ohne daß jedoch festgestellt werden kann, 
daß den ausländischen Truppen dafür die in § 17 
Abs. 1 genannte Befreiung von der Verbrauchsteuer 
nicht gewährt worden ist, so ist die Ware gemäß 
§ 17 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 zu behandeln. 

§ 10 

Waren, die vor dem Inkrafttreten des Vertrages 
über die Rechte und Pflichten ausländischer Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland in den Besitz der ausländischen Truppen 
oder ihrer Mitglieder gelangt sind 

Die Bestimmungen der §§ 8 und 9 sind auch auf 
die Waren anzuwenden, die in den Besitz der aus- 
ländischen Truppen oder ihrer Mitglieder vor In- 
krafttreten des Vertrages über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mit- 
glieder in der Bundesrepublik Deutschland gelangt 
sind. Verbrauchsteuerbare Waren, die vor Inkraft- 
treten dieses Vertrages an die ausländischen Trup- 
pen unter Befreiung von der Verbrauchsteuer gelie- 
fert worden sind, für die jedoch gemäß Artikel 33 
Abs. 1 Satz 2 dieses Vertrages eine Steuerbefreiung 
nicht vorgesehen war, sind als Zollgut zu behan- 
deln. 

§ 11 

Zollgut ehemaliger Mitglieder 
der ausländischen Truppen 

Auf Zollgut, das im Besitze von Personen ver- 
bleibt,. die die Rechtsstellung eines Mitglieds der 
ausländischen Truppen verloren haben (§ 2 Abs. 1 
Nr. 3) und im Zollgebiet ihren Wohnsitz nehmen 
oder beibehalten, finden die Vorschriften des § 69 
Abs. 1 Nr. 27 des Zollgesetzes über das Ubersied- 
lungsgut Anziehender entsprechende Anwendung, 
soweit es nicht gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 5 von der Ge- 
stellung befreit ist. 

§ 12 

Ermächtigung zur Festsetzung 

von Abgabendurchschnittssätzen und zum Erlaß 
der Abgaben 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zur Abgeltung 
des Einfuhrzolls und der Umsatzausgleichsteuer Ab- 
gabendurchschnittssätze festzusetzen für 

1. Zusammenstellungen von Waren verschie- 
dener Art, die die ausländischen Truppen 
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als entbehrlich aus Versorgungslagern 
oder ähnlichen Einrichtungen zu einem 
Gesamtpreis veräußern; 

2. Abfälle, die bei der Veredelung oder Aus- 
besserung von Waren, die den ausländi- 
schen Truppen oder ihren Mitgliedern ge- 
hören, anfallen; 

3. gebrauchte Gegenstände des persönlichen 
oder häuslichen Bedarfs, die von Mitglie- 
dern der ausländischen Truppen an Per- 
sonen oder Unternehmen veräußert oder 
zur Weiterveräußerung übergeben wer- 
den, die von den Hauptzollämtern beson- 
ders zugelassen worden sind. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird weiter 
ermächtigt, durch besondere Verwaltungsanordnung 
Bestimmungen zu erlassen über 

1. den Erlaß des Einfuhrzolls und der Um- 
satzausgleichsteuer für Waren, die gemäß 
§ 16 aus dem zollrechtlich freien Verkehr 
an die ausländischen Truppen geliefert 
worden sind und von diesen veräußert 
oder an den Lieferer zurückgegeben wer- 
den; 

2. den Erlaß von Verbrauchsteuern für die 
unter Nummer 1 bezeichneten Waren, die 
von den ausländischen Truppen an den 
Lieferer zurückgegeben und in einen inlän- 
dischen Herstellungsbetrieb wieder aufge- 
nommen werden. 


VIERTER TEIL 

Abgabenbegünstigte Lieferung von Waren an 
die ausländischen Truppen und ihre Mitglieder 
im Zollgebiet 

§ 13 

Lieferung von Zollgut an die ausländischen 
Truppen 

(1) Wer an die ausländischen Truppen Zollgut 
im Zollgebiet ohne Entrichtung der Eingangsabga- 
ben liefern will, hat der zuständigen Zollstelle nach- 
zuweisen, daß der Lieferung ein Vertrag mit einer 
amtlichen Beschaffungsstelle der ausländischen 
Truppen zugrunde liegt, der eine Zahlung des Ent- 
gelts gemäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a Ziffer i 
des Zusatzabkommens vorsieht. Er hat die Abferti- 
gung des Zollguts zur Weitergabe an die ausländi- 
schen Truppen zu beantragen. 

(2) Die Abfertigung des Zollguts zur Weitergabe 
an die ausländischen Truppen hat die gleiche Wir- 
kung wie die Abfertigung zu einem Zollvormerk- 
verkehr mit der Folge, daß die Einfuhrzollschuld 
bedingt entsteht. Die bedingte Einfuhrzollschuld 
fällt dadurch weg, daß das Zollgut der empfangsbe- 
rechtigten Dienststelle der ausländischen Truppen 
übergeben und das Entgelt gemäß Artikel 67 Abs. 3 
Buchstabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gezahlt 
wird. 


(3) Befindet sich das Zollgut, das an die in Ab- 
satz 1 genannten Stellen geliefert werden soll, be- 
reits in einem Zollvormerkverkehr, so kann es der 
zuständigen Zollstelle vorgeführt werden mit dem 
Antrag, die Lieferung im Rahmen des bestehenden 
Zollvormerkverkehrs zuzulassen. Wird diesem An- 
trag stattgegeben, so gilt für die bedingte Einfuhr- 
zollschuld des Antragstellers, die auf das zu lie- 
fernde Zollgut entfällt, Absatz 2 Satz 2 entspre- 
chend. 

(4) Soll regelmäßig Zollgut gleicher Art aus 
einem Zollvormerkverkehr an die ausländischen 
Truppen geliefert werden, so kann das Hauptzoll- 
amt die Lieferung des Zollguts im Rahmen des be- 
stehenden Zollvormerkverkehrs unter den von ihm 
angeordneten Sicherungsmaßnahmen allgemein zu- 
lassen und die Vorführung des Zollguts bei der Zoll- 
stelle unter der Bedingung erlassen, daß die Gat- 
tung und Menge des Zollguts durch auf Zolltreue 
verpflichtete Personen festgestellt werden. 

(5) Soweit die Übergabe des Zollguts an die 
empfangsberechtigte Dienststelle und die Zahlung 
des Entgelts gemäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a 
Ziffer i des Zusatzabkommens oder der Untergang 
des Zollguts nicht innerhalb einer von der Zollstelle 
gesetzten Frist nachgewiesen oder das Zollgut nicht 
wiedergestellt wird, wird vermutet, daß es in den 
freien Verkehr getreten ist. 

(6) Für die Zollschuld kann Sicherheit gefordert 
werden. 

(7) Die vorstehenden Bestimmungen gelten ent- 
sprechend für die sonstigen Eingangsabgaben, denen 
das Zollgut unterliegt. 


§ 14 

Lieferung von Kraftfahrzeugen 
ausländischen Ursprungs an die Mitglieder der 
ausländischen Truppen 

(1) Zollhängige Kraftfahrzeuge ausländischen Ur- 
sprungs können an die Mitglieder der ausländischen 
Truppen ohne Entrichtung der Eingangsabgaben aus 
Zolleigenlagern, Zollvormerklagern oder aus Zoll- 
veredelungsverkehren geliefert werden, wenn die 
zuständigen Behörden der ausländischen Truppen 
den Erwerb des Kraftfahrzeugs durch das betref- 
fende Mitglied der ausländischen Truppen geneh- 
migt haben und das Entgelt gemäß Artikel 67 Abs. 3 
Buchstabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gezahlt 
wird. 

(2) Für die Lieferung gelten die Bestimmungen 
des § 13 sinngemäß. 

§ 15 

Zollveredelung für die ausländischen Truppen 
oder ihre Mitglieder 

(1) Das über eine Lagerbehandlung hinaus- 
gehende Bearbeiten oder Verarbeiten von Zollgut, 
das den ausländischen Truppen oder ihren Mitglie- 
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dern gehört oder das zur Lieferung an die auslän- 
dischen Truppen, im Falle des § 14 auch an ihre 
Mitglieder, gegen Zahlung gemäß Artikel 67 Abs. 3 
Buchstabe a Ziffer i des Zusatzabkommens bestimmt 
ist, gilt als Zollveredelung im Sinne des § 16 Abs. 4 
des Zollgesetzes. 

(2) Die Lieferung von Zollgut, das zu einem 
Eigenveredelungsverkehr abgefertigt worden ist, an 
die ausländischen Truppen richtet sich nach den Be- 
stimmungen des § 13. Soll aus einem Eigenverede- 
lungsverkehr mit Gestellung von Ersatzgut an die 
ausländischen Truppen geliefert werden, tritt das 
Ersatzgut im Fall des § 13 Abs. 3 mit der Vorfüh- 
rung in den Zollvormerkverkehr über. § 13 Abs. 4 
gilt für Eigenveredelungsverkehr mit Gestellung 
von Ersatzgut sinngemäß. 

(3) Soll Zollgut, das den ausländischen Truppen 
oder ihren Mitgliedern gehört und zum Zwecke der 
Lohnveredelung zum Zollvormerkverkehr abgefer- 
tigt worden ist, an die ausländischen Truppen oder 
ihre Mitglieder im Zollgebiet zurückgeliefert wer- 
den, so hat es der Veredeler der zuständigen Zoll- 
stelle vorzuführen mit dem Antrag, die Rückgabe 
im Rahmen des bestehenden Zollvormerkverkehrs 
zu genehmigen. Wird diesem Antrag stattgegeben, 
so fällt die auf das zurückzugebende Zollgut ent- 
fallende Einfuhrzollschuld des Veredelers dadurch 
weg, daß das Zollgut der empfangsberechtigten 
Dienststelle oder dem beteiligten Mitglied der aus- 
ländischen Truppen übergeben wird. Wird regel- 
mäßig Zollgut gleicher Art für die ausländischen 
Truppen veredelt, so kann das Hauptzollamt die in 
§ 13 Abs. 4 vorgesehenen Erleichterungen zulassen. 

(4) Absatz 3 gilt für Lohnveredelungsverkehre 
mit Gestellung von Ersatzgut sinngemäß. 

(5) Soll Zollaut., das den ausländischen Truppen 
oder ihren Mitgliedern gehört und zum Zwecke der 
Lohnveredelung unter Zollraumverschluß oder ZoH- 
bewachung abgefertigt worden ist, an die ausländi- 
schen Truppen oder ihre Mitglieder zurückgeliefert 
werden, so hat der Veredeler die Abfertigung des 
Zollguts zur Rückgabe an diese zu beantragen. Für 
die Abfertigung des Zollguts gilt § 13 Abs. 2 und 6 
mit der Maßgabe, daß die bedingte Einfuhrzoll- 
schuld mit der Rückgabe des Zollguts wegfällt. 

(6) Soweit die Rückgabe des in den Absätzen 3 
bis 5 bezeichneten Zollguts an die empfangsberech- 
tigte Dienststelle oder das beteiligte Mitglied der 
ausländischen Truppen oder der Untergang des 
Zollguts nicht innerhalb einer von der Zollstelle ge- 
setzten Frist nachgewiesen oder das Zollgut nicht 
wiedergestellt wird, wird vermutet, daß es in den 
freien Verkehr getreten ist. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, im Verwaltungswege die Einfuhrzollschuld 
für Zollgut zu erlassen, wenn im Aufträge eines im 
Zollausland ansässigen Auftraggebers im Zollver- 
edelungsverkehr veredeltes Zollgut oder Ersatzgut 
an die ausländischen Truppen geliefert worden ist. 
Er kann dies davon abhängig machen, daß der Ver- 
edelungslohn gemäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a 
Ziffer i des Zusatzabkommens gezahlt wird. Vor- 


aussetzung ist, daß die Ausführung der Verede- 
lungsarbeit für die beteiligten Gewerbe wesentliche 
Vorteile mit sich bringt, ohne andere Gewerbe zu 
benachteiligen, oder daß die Vorteile, vom Stand- 
punkt der gesamten Volkswirtschaft betrachtet, ge- 
genüber den Nachteilen erheblich überwiegen. Der 
Bundesminister der Finanzen kann die Befugnis auf 
nachgcordnete Zollbehörden übertragen. 

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gelten ent- 
sprechend für die sonstigen Eingangsabgaben, denen 
das Zollgut unterliegt. 

§ 16 

Lieferung von Waren 

des zollrechtlich freien Verkehrs an die ausländischen 
Truppen unter Inanspruchnahme von Abgabenbe- 
freiungen, Abgabenvergütungen oder Preisvergün- 
stigungen, die bei der Ausfuhr vorgesehen sind 

(1) Wer an die ausländischen Truppen im Zoll- 
gebiet Waren des zollrechtlich freien Verkehrs unter 
Inanspruchnahme der Abgabenbefreiungen oder 
-Vergütungen oder Preisvergünstigungen liefern 
will, wie sie in den Zoll-, Verbrauchsteuer- und Mo- 
nopolgesetzen im Falle der Ausfuhr schlechthin oder 
der Ausfuhr zum endgültigen Verbleib oder Ver- 
brauch im Zollausland vorgesehen sind, hat der zu- 
ständigen Zollstelle nachzuweisen, daß der Liefe- 
rung ein Vertrag mit einer amtlichen Beschaffungs- 
stelle der ausländischen Truppen zugrunde liegt, der 
eine Zahlung des Entgelts gemäß Artikel 67 Abs. 3 
Buchstabe a Ziffer i des Zusatzabkommens vor- 
sieht. Er hat die Abfertigung der Waren zur Weiter- 
gabe an die ausländischen Truppen zu beantragen. 

(2) Die Waren gelten im Sinne der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Gesetze als ordnungsmäßig aus- 
geführt, wenn sie von der zuständigen Zollstelle 
zur Weitergabe an die ausländischen Truppen ab- 
gefertigt worden sind und der Zollstelle nachgewie- 
sen wird, daß sie der empfangsberechtigten Dienst- 
stelle der ausländischen Truppen übergeben worden 
sind und das Entgelt gemäß Artikel 67 Abs. 3 Buch- 
stabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gezahlt wor- 
den ist. Mit dem Eintritt dieser Bedingungen wer- 
den die Waren Zollgut. 

(3) Sollen regelmäßig Waren gleicher Art an die 
ausländischen Truppen geliefert werden, so kann 
das Hauptzollamt für die Abfertigung der Waren 
zur Weitergabe an die ausländischen Truppen Er- 
leichterungen zulassen. Es kann insbesondere zu- 
lassen, daß die Gattung und Menge der gelieferten 
Waren durch auf Zolltreue verpflichtete Personen 
festgestellt werden. 

§ 17 

Lieferung von verbrauchsteuerbaren Waren an die 
ausländischen Truppen unter Inanspruchnahme 
von Steuerbefreiungen 

(1) Für verbrauchsteuerbare Waren, die die aus- 
ländischen Truppen unter Inanspruchnahme der 
Steuerbefreiung gemäß Artikel 79 des Zusatzab- 
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kommens unmittelbar aus einem inländischen Her- 
stellungsbetrieb beziehen, fällt die mit der Entfer- 
nung der Waren aus dem Herstellungsbetrieb ent- 
standene Steuerschuld weg, wenn die Waren in den 
Besitz der empfangsberechtigten Dienststelle der 
ausländischen Truppen gelangt sind. 

(2) Es entsteht eine neue Steuerschuld, wenn die 
Waren 

1. von den ausländischen Truppen oder ihren 
Mitgliedern einer anderen Person über- 
geben worden sind und dieser auf ihren 
Antrag von der Zollstelle, bei der sie ge- 
stellt worden sind, gemäß § 8 Abs. 2 
Satz 3 oder 5 überlassen werden, 

2. entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht der zuständigen Zollstelle gestellt 
werden, 

3. dem Besitze der ausländischen Truppen 
oder ihrer Mitglieder oder der Personen, 
die die Waren für diese befördern oder 
verwahren, ohne deren Willen entzogen 
werden. 

(3) Steuerschuldner ist 

1. im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 derjenige, 
der die Überlassung der Waren bei der 
Zollstelle beantragt, 

2. im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 derjenige, 
der die vorgeschriebene Gestellung unter- 
läßt, 

3. im Falle des Absatzes 2 Nr. 3 derjenige, 
der den Besitz entzieht. 

(4) Für die persönliche Haftung, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung der Steuer- 
schuld und für das Steuerverfahren gelten die Vor- 
schriften, die in den Verbrauchsteuergesetzen bei 
der Einfuhr derartiger Waren vorgesehen sind. 

§ 18 

Sonderbestimmungen für Mineralöl 

(1) Werden Waren der Nummer 27.07 - B - 1 
und C oder Benzin, mittelschwere öle oder Schwer- 
öle der Nummer 27.10- A- des Deutschen Zolltarifs 
an die ausländischen Truppen gegen Zahlung des 
Kaufpreises gemäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a 
Ziffer i des Zusatzabkommens verkauft und an die 
zum Bezüge berechtigten Dienststellen oder Mit- 
glieder der ausländischen Truppen aus dem freien 
Verkehr des Zollgebiets gegen besondere Gutscheine 
oder sonstige vom Bundesminister der Finanzen be- 
stimmte Bescheinigungen abgegeben, so werden die 
Zollvergütungen gewährt, die im Falle der Aus- 
fuhr dieser Erzeugnisse zum endgültigen Verbleib 
oder Verbrauch im Zollausland vorgesehen sind. 
Außerdem wird die auf diese Erzeugnisse entfal- 
lende Mineralölsteuer vergütet. 

(2) Vergütungsberechtigt ist, wer den Kaufver- 
trag mit den ausländischen Truppen abgeschlossen 


hat, wenn er in der Bundesrepublik oder in Berlin 
(West) ansässig ist. Der Vergütungsberechtigte hat. 
mit dem Antrag auf Gewährung der Vergütung die 
entwerteten Gutscheine oder die in Absatz 1 ge- 
nannten Bescheinigungen vorzulegen und nachzu- 
weisen, daß der Kaufpreis gemäß Artikel 67 Abs. 3 
Buchstabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gezahlt 
worden ist. 

(3) Mineralöl, das gemäß Absatz 1 an die Dienst- 
stellen oder Mitglieder der ausländischen Truppen 
abgegeben worden ist, gilt mit der Übergabe als 
Zollgut, das von den ausländischen Truppen oder 
ihren Mitgliedern gemäß Artikel 65 Abs. 1 Buch- 
stabe a oder Artikel 66 Abs. 1 des Zusatzabkom- 
mens eingeführt worden ist. 


FÜNFTER TEIL 

Erleichterte Zollbeförderung von Waren der 
ausländischen Truppen im Anschluß an die 
Einfuhr ins Bundesgebiet oder an ein 
Zollanweisungsverfahren 

§ 19 

(1) Wenn Waren, die den ausländischen Trup- 
pen gehören oder die für ihren eigenen Gebrauch 
oder den ihrer Mitglieder bestimmt sind, nach ihrer 
Einfuhr in das Bundesgebiet der zuständigen Zoll- 
stelle unter Vorlage einer amtlichen Bescheinigung 
der ausländischen Truppen gestellt worden sind, so 
können sie von der Zollstelle ohne Abfertigung zum 
Zollanweisungsverfahren dem Warenführer oder 
einem anderen zur Beförderung an die empfangs- 
berechtigte Dienststelle der ausländischen Truppen 
überlassen werden. In diesem Falle haftet der Be- 
treffende für die Eingangsabgaben nach der höch- 
sten in Betracht kommenden Abgabenbelastung, wenn 
die Waren nicht oder nicht ordnungsmäßig einer 
empfangsberechtigten Dienststelle der ausländischen 
Truppen übergeben oder einer Zollstelle wiederge- 
stellt werden. Er hat auf Erfordern Sicherheit zu 
leisten. Der Bundesminister der Finanzen kann be- 
stimmen, daß die Haftung unter bestimmten Vor- 
aussetzungen auf einen anderen Warenführer über- 
geht, der die Waren in Kenntnis ihrer Eigenschaft 
übernimmt. 

(2) Das gleiche gilt, wenn Zollgut nach Abferti- 
gung im Zollanweisungsverfahren unter Vorlage 
einer amtlichen Bescheinigung der ausländischen 
Truppen einer Zollstelle wiedergestellt und von 
dieser dem Warenführer oder einem' Dritten zur Be- 
förderung an die empfangsberechtigte Dienststelle 
der ausländischen Truppen überlassen wird. 

(3) Der Haftende hat die Abgaben zu entrichten, 
wenn nicht binnen der von der Zollstelle gesetzten 
Frist nachgewiesen wird, daß die Waren der 
empfangsberechtigten Dienststelle der ausländischen 
Truppen übergeben oder einer Zollstelle wiederge- 
stellt worden sind, oder festgestellt wird, daß aus 
anderen Gründen eine Abgabenschuld nicht entstan- 
den ist. 
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SECHSTER TEIL 

Bestimmungen über den ausländischen Truppen 
gleichgestellte Organisationen und wirtschaft- 
liche Unternehmen sowie deren Angestellte 

§ 20 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten entspre 
chend für Organisationen und wirtschaftliche Unter- 
nehmen sowie deren Angestellte im Sinne der Ar- 
tikel 71 und 72 des Zusatzabkommens, soweit diese 
Vorschriften gleiche Behandlung wie die ausländi- 
schen Truppen und deren Mitglieder vorsehen. 


SIEBENTER TEIL 

Schluß Vorschriften 

§ 21 

Ermächtigungen der Bundesregierung und des Bun- 
desministers der Finanzen zum Erlaß von Durch- 
führungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durchführung des Artikels 67 Abs. 3 und des Ar- 
tikels 79 des Zusatzabkommens Rechtsverordnungen 
zu erlassen über 

1. den Umfang der Umsatzsteuervergütung 
und das Befreiungs- und Vergütungsver- 
fahren entsprechend den jeweils gelten- 
den allgemeinen umsatzsteuerrechtlichen 
Vorschriften. Dabei sind Abweichungen in- 
soweit zulässig, als Umsatzsteuerbefreiung 
und Umsatzsteuervergütungen 

a) nur nach Vereinnahmung des Entgelts 
gemäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a 
Ziffer i des Zusatzabkommens, 

b) ohne Ausfuhr des Liefergegenstandes 
und 

c) auch bei Durchführung der Beschaffun- 
gen oder Baumaßnahmen durch deut- 
sche Behörden sowie im Falle gemein- 
samer Beschaffungen oder Baumaß- 
nahmen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und eines oder mehrerer Entsen- 
destaaten auch hinsichtlich des auf den 


oder die Entsendestaaten entfallenden 
Teils der Beschaffungen oder Baumaß- 
nahmen gewährt werden; 

2. die Abgrenzung der Befreiung von der Be- 
förderungssteuer und das hierfür erfor- 
derliche Verfahren. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Durchführung dieses Gesetzes durch 
Rechtsverordnung 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich- 
ten, soweit es sich nicht um Pflichten han- 
delt, die den Amtsträgern der Zollverwal- 
tung (§ 22 der Reichsabgabenordnung) in 
dieser Eigenschaft obliegen, näher zu be- 
stimmen; 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
zu erläutern; 

3. das Verfahren zu regeln 

a) bei der in diesem Gesetz vorgeschrie- 
benen Gestellung von Waren, 

b) bei der Lieferung von Waren an die 
ausländischen Truppen und deren Mit- 
glieder, an die Organisationen und 
wirtschaftlichen Unternehmen sowie 
deren Angestellte im Sinne von § 20 
dieses Gesetzes, soweit dabei die in 
den Artikeln 67 und 79 des Zusatzab- 
kommens sowie in den §§ 14 und 18 
dieses Gesetzes vorgesehenen Abga- 
ben- und Preisvergünstigungen in An- 
spruch genommen werden,* 

4. die Anwendung der Vorschriften dieses 
Gesetzes auf die Überlassung von Zollgut 
oder verbrauchsteuerbarem Freigut an die 
ausländischen Truppen oder ihre Mitglie- 
der oder an andere Personen zu regeln. 

§ 22 

(1) Dieses Gesetz tritt am gleichen Tage wie das 
Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut in Kraft. 
Der Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(2) Gleichzeitig tritt das Truppenzollgesetz vom 
29. Oktober 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 691) außer 
Kraft. 
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Begründung 


Die Anwesenheit ausländischer Truppen und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik hat in zoll- und 
verbrauchsteuerrechtlicher Hinsicht besondere Ver- 
hältnisse mit sich gebracht, auf die das allgemeine 
deutsche Zollrecht nicht zugeschnitten war. Des- 
halb sind seinerzeit die Rechte und Pflichten der 
deutschen Bevölkerung und der deutschen Wirt- 
schaft bei ihren Beziehungen zu den ausländischen 
Streitkräften und deren Mitgliedern in zoll- und 
verbrauchsteuerrechtlicher Hinsicht in dem Gesetz 
zur Ausführung der Artikel 33, 34 und 35 des in 
Bonn am 26. Mai 1952 Unterzeichneten Vertrages 
über die Rechte und Pflichten ausländischer Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland und des Artikels 3 des am gleichen 
Tage Unterzeichneten Abkommens über die steuer- 
liche Behandlung der Streitkräfte und ihrer Mit- 
glieder in der Fassung des in Paris am 23. Oktober 

1954 Unterzeichneten Protokolls über die Beendigung 
des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland (Truppenzollgesetz) vom 29. Oktober 

1955 (Bundesgesetzbl. I Seite 691) besonders gere- 
gelt worden. 

Mit dem Inkrafttreten des NATO-Truppenstatuts 
und des Zusatzabkommens hierzu hinsichtlich der 
in der Bundesrepublik Deutschland stationierten aus- 
ländischen Truppen werden die vorgenannten inter- 
nationalen Verträge außer Kraft treten. Zugleich 
wird damit das vorerwähnte Truppenzollgesetz als 
Ausführungsgesetz zu diesen beiden internationalen 
Verträgen gegenstandslos und muß durch ein ent- 
sprechendes Ausführungsgesetz zum NATO-Trup- 
penstatut und zu dem Zusatzabkommen hierzu er- 
setzt werden. 

Das geltende Truppenzollgesetz hat sich bewährt. 
Das neue Ausführungsgesetz lehnt sich eng an den 
Wortlaut des Truppenzollgesetzes an. Die einge- 
hende Begründung des geltenden Truppenzollge- 
setzes in der Bundestagsdrucksache Nr. 1416 vom 
25. Mai 1955 ist daher ebenfalls für das neue Trup- 
penzollgesetz maßgebend. Es wird deshalb auf sie 
Beizug genommen. 

Das neue Truppenzollgesetz enthält gegenüber dem 
geltenden nur folgende Änderungen und Ergänzun- 
gen: 

1. Dem Gesetz werden Begriffsbestimmungen vor- 
angestellt, um die Zitierweise von Begriffen, die 
im Gesetz wiederholt verwendet werden, zu er- 
leichtern. Das bringt eine entsprechende Ände- 
rung der Paragraphenfolge mit sich. 

2. Die Tatbestände der Nummern 2, 6 und 8 des 
§ 2 Abs. 1 des geltenden Truppenzollgesetzes 
sind aus dem Gesetz herausgenommen worden, 
weil sie auf Grund der Ermächtigung in der bis- 
herigen Nr. 9 (neu § 3 Abs. 1 Nr. 6) durch 
Rechtsverordnung geregelt werden können. 

3. Die Durchführungsverordnung zum geltenden 
Truppenzollgesetz vom 20. Dezember 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 753) enthält auf Grund von § 2 


Abs. 1 Nr. 9 des Truppenzollgesetzes u. a. Tat- 
bestände, bei denen nur eine vorübergehende 
Besitzübertragung zugelassen ist, nämlich das 
Verleihen von Waren persönlichen oder häus- 
lichen Gebrauchs für kürzere Zeit im Rahmen 
des üblichen gesellschaftlichen Verkehrs. In die- 
sen Fällen vorübergehender Besitzübertragung 
ist es systematisch richtig, die Waren den dritten 
Personen nur als Zollgut im Rahmen eines Zoll- 
vormerkverkehrs zu überlassen und nicht — wie 
im Falle einer endgültigen Besitzübertragung — 
als Freigut in den freien Verkehr treten zu las- 
sen. Die entsprechende Regelung wurde in § 3 
Abs. 2 des künftigen Gesetzes vorgesehen. 

4. In § 15 wird der Neugestaltung des Veredelungs- 
verkehrs durch das dritte Zolländerungsgesetz 
dadurch Rechnung getragen, daß ergänzende Be- 
stimmungen über den Veredelungsverkehr mit 
der Gestellung von Ersatzgut eingefügt worden 
sind (§ 15 Abs. 2 und 4). 

5. § 17 Abs. 4 ist dem Wortlaut des Verbrauchsteu- 
eränderungsgesetzes vom 10. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1704) angepaßt worden, 

6. Bisher konnte Mineralöl des zollrechtlich freien 
Verkehrs an die ausländischen Truppen ohne 
Zollabfertigung gegen Abgabe besonderer Gut- 
scheine aus dem Verteilernetz privater Mineral- 
Ölfirmen abgabenbegünstigt geliefert werden. 

Inzwischen ergab sich, daß die ausländischen 
Truppen im Rahmen der militärischen Zusam- 
menarbeit der Parteien des Nordatlantikvertra- 
ges auch Mineralöl aus den Beständen der Deut- 
schen Bundeswehr beschaffen. Außerdem bezie- 
hen gegenwärtig Dienststellen der amerikani- 
schen Truppen Mineralöl zum Betrieb amerika- 
nischer schienengebundener Dieseltriebfahrzeuge 
aus Tankstellen der Deutschen Bundesbahn. In 
Fällen dieser Art ist die Verwendung von Gut- 
scheinen im eigentlichen Sinne (d. h. verbrieften 
Forderungen) nicht zweckmäßig, da der Bedarf 
nicht vorhergesehen werden kann und daher 
der vorherige Abschluß von Kaufverträgen über 
bestimmte Mengen nicht angebracht ist. Zweck- 
mäßig sind vielmehr in diesen Fällen besondere 
Bescheinigungen (Leistungsbestätigungen, Emp- 
fangsbestätigungen u. dergl.), die der einzelnen 
Versorgungsart angepaßt sind. 

7. Zur Durchführung der neuen Beförderungssteuer- 
befreiung des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut (Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a 
Ziffer iii) ist in den Schlußvorschriften (§ 21 

- Abs. 1) eine Ermächtigung zum Erlaß von Durch- 
führungsvorschriften über die Abgrenzung der 
Beförderungssteuerbefreiung und das hierfür er- 
forderliche Verfahren eingefügt worden. 

Das Gesetz bedarf nach Artikel 105 Abs. 3 GG der 
Zustimmung des Bundesrats, weil es sich auch auf 
die Biersteuer bezieht, deren Aufkommen den Län- 
dern zufließt. 
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